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Themenschwerpunkt

Karsten Schneider

Chancen und Risiken organisatorischer
Dezentralisierung im öffentlichen Dienst

Vertrauen als Voraussetzung dafür, dass Kooperation im „Konzern Stadt“ funktioniert.

In großen Schritten verändert
sich das Erscheinungsbild des
kommunalen Sektors. Der „Kon-
zern Stadt“ ist mittlerweile nicht
nur eine Illustration eines Ent-
wicklungsziels vieler Kommunen,
sondern auch die Beschreibung
tatsächlich vollzogener Verän-
derungen.

Der kommunale Sektor ist heute
sehr viel differenzierter und frag-

mentierter als noch vor zehn Jah-
ren. Diese Entwicklung hat nicht
nur die gewünschten Wirkungen,
wie z.B. Wirtschaftlichkeitsverbes-
serungen, sondern auch uner-
wünschte Folgen, u.a. einen Ver-
lust von Zusammenhalt.

Im folgenden wird auf die Ent-
wicklung, ihre Ursachen und Wir-
kungen eingegangen. Möglichkei-
ten, Rückbindung auch im „Kon-
zern Stadt“ herzustellen, werden
dabei ebenfalls skizziert. Der Ar-
tikel fußt auf einem an der Uni-
versität Kassel durchgeführten
Forschungsprojekt zur Verände-

rungen von Akteursbeziehungen
im Zuge organisatorischer Dezen-
tralisierung (Schneider 2002).

Ausgangssituation:
Wettbewerbsöffnung
und Haushaltsprobleme

Der Problemdruck, der auf den
Kommunen lastet und sie zu Aus-
gliederungen und Formen der ope-

rativen Dezentralisierung getrieben
hat, ist nur in geringem Maße
selbstverschuldet. Neben der
durch das GATS-Abkommen ange-
stoßenen Wettbewerbspolitik der
EU, welche die kommunale Wirt-
schaftstätigkeit (u. a. Ver- und
Entsorgung, Nahverkehr) der Kon-
kurrenz ausgesetzt hat, ist diesbe-
züglich die Politik der Länder und
des Bundes zu nennen. Bund und
Länder verlagern insbesondere seit
Anfang der neunziger Jahre Auf-
gaben auf die kommunale Ebene,
ohne die Kommunen mit ausrei-
chend Mittel auszustatten. Auch
die anhaltend hohe Massenarbeits-

losigkeit sorgt dafür, daß für frei-
willige Aufgaben so gut wie kein
Spielraum mehr vorhanden ist.

Solchermaßen unter Druck ge-
setzt, sehen sich die Kommunen
gezwungen, Wirtschaftlichkeits-
verbesserungen zu realisieren.
Dieses versuchen die Kommunen
durch innerorganisatorische
Dezentralisierungsbestrebungen
(„dezentrale Ressourcen-
verantwortung“ resp. „operative
Dezentralisierung“) und Aus-
gliederungen.

Die Entstehung des
„Konzerns Stadt“

Der kommunale Sektor folgt dabei
den privatwirtschaftlichen Dezen-
tralisierungstendenzen der achtzi-
ger Jahre. Die dezentrale Ressour-
cenverantwortung entspricht im
wesentlichen den Gruppenarbeits-
, Qualitätszirkel- und Delegations-
projekten. Im Vergleich dazu führt
die Ausgliederungspraxis zu einer
radikalen, rechtlich determinier-
ten Trennung von „Mutter“ Stadt
und Tochtergesellschaften. In den
neunziger Jahren haben beide, in
sich sehr unterschiedliche Varian-
ten der Dezentralisierung massiv
an Bedeutung gewonnen. Neben
einer beinahe flächendeckenden
Einführung der dezentralen Res-
sourcenverantwortung kam es zu
einer Welle von formellen Privati-
sierungen, so dass in der Konse-
quenz eine hoch differenzierte
Struktur entsteht, die als „Konzern
Stadt“ bezeichnet werden kann.

Während die Verwaltungsleitung
es im traditionellen Modell der
öffentlichen Verwaltung im we-
sentlichen mit den Amts- bzw.
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Die veränderte Struktur des kommunalen Sektors

Dienststellenleitungen zu tun hat
(„einfaches Modell“ in Abb. 1),
ändert sich dies im „Konzern
Stadt“. Im „Konzern Stadt“ hat es
die Verwaltungsleitung nicht mehr
nur mit einzelnen Geschäftsfüh-
rungen zu tun, sondern muss eine
erhebliche Komplexität bewälti-
gen. Es gilt, auf eine Reihe von
Leitungen kommunaler Eigenge-
sellschaften Einfluss zu nehmen
(„differenziertes Modell“ in Abb. 1).

Zentrifugale Tendenzen
als unbeabsichtigte
Folgen

Nicht allen Verwaltungsleitungen
ist das Problem überhaupt be-
wusst, dass sie unter den Bedin-
gungen des „Konzerns Stadt“ für
die Sicherung ihrer Einflussnah-
me Sorge tragen müssen. Empiri-
sche Analysen zeigen, dass ein
Steuerungsdefizit den Verwaltun-
gen häufig erst dann deutlich wird,
wenn sie Formen eines Beteili-
gungsmanagements einführen.
Die Ausgliederungswelle der neun-
ziger Jahre hat allerdings dazu
geführt, dass die Zahl der Kom-
munen, die sich mit Beteiligungs-
controlling und -steuerung be-
schäftigen, stark zugenommen
hat.

Die Tätigkeit der Stellen für Be-
teiligungsmanagement, welche vor
allem Datensammlung betreiben,
kann die traditionelle, hierar-
chisch geprägte Form der Einfluss-
nahme – die meisten Vorstands-
bzw. Geschäftsführungsmitglieder
verwenden den Begriff Einmi-
schung – aber nicht ersetzen. Der
Zugriff auf die Entscheidungen
kann nicht in der alten Form er-
halten bzw. wiederhergestellt wer-
den. Auch Aufsichtsräte eigenen
sich nur in Ausnahmefällen dazu,
politische Vorgaben zu machen,
u. a. weil sie sehr häufig eher die
Interessen der Gesellschaft als die
der Kommune im Blick haben (zur
Praxis von Aufsichtsräten in den

Kommunen vgl. im einzelnen auch
Machura 1998, S. 154ff.).

In den kommunalen Eigengesell-
schaften werden Eigeninteressen
massiv wirksam. Die Interessen

der Gesellschaften sind vor allem
durch wirtschaftliche Rahmenbe-
dingungen, d. h. die Haushaltspro-
bleme der Kommunen und die
Öffnung der Wettbewerbsmärkte
bestimmt, so dass für politische
Gestaltung – aus Sicht der Eigen-
gesellschaften – kein Platz bleibt.
Auf der Grundlage ihrer Eigenin-
teressen wehren die Geschäftsfüh-
rungen und Vorstände jede Form
der Einflussnahme von außen ab.
Häufig versuchen die Verwaltungs-
vorstände bzw. die Beteiligungs-
managementstellen gar nicht erst,
solche Entscheidungen durchzu-
setzen, sondern finden sich mit
der Situation ab.

Die traditionelle Form des Zusam-
menhalts, wie sie mit dem einfa-
chen Modell des kommunalen
Sektors skizziert wurde, ist also im
Prinzip unwiederbringlich verlo-
ren, wenn eine dezentrale Einheit
ausgegliedert worden ist. Will eine
Kommunalverwaltung traditionel-

le Einflussnahme auf die dezent-
ralen Einheiten sichern, muss sie
von Ausgliederungsentscheidun-
gen Abstand nehmen. Dies ist der
Fall, weil die Leitungen der Eigen-
gesellschaften nicht nur rechtlich

in der Lage sind, politische Ein-
flussnahme abzuwehren1 , sondern
auch das Interesse an der Verwirk-
lichung der politisch definierten
Ziele verlieren. Kommt es zu kei-
nen weitergehenden Anstrengun-
gen – von denen im nächsten Ka-
pitel die Rede ist –, wird der „Kon-
zern Stadt“ allein von zentrifuga-
len Tendenzen geprägt.

Rückbindung der
Eigengesellschaften?

Da also das Beteiligungsmanage-
ment nur wenig Aussichten auf
Erfolg verspricht, müssen sich die
Kommunen andere Formen über-
legen, mit denen Zusammenhalt
und Kooperation gewährleistet
werden kann. In einigen Kommu-
nen kommt es zu freiwilligen Ko-
operationsformen, in denen es
nicht darum geht, den Eigenge-
sellschaften Vorschriften zu ma-
chen, sondern in denen ein Rah-
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Das Finanzzentrum Europas, aber auch eine Kommune mit Problemen: Frankfurt a. Main.

men gemeinsamer Interessen auf
gleicher Augenhöhe abgesteckt
werden soll. Aus einer normativen
Sicht ist diese Selbstorganisation
sicherlich unbefriedigend, da sie
nicht dem Modell entspricht, wo-
nach die Tätigkeit der öffentlichen

Hand, auch soweit sie in privat-
rechtlicher Form erfolgt, demokra-
tisch legitimiert zu sein hat.

Zwei Gründe sprechen aber dafür,
solche Kooperationsformen zu
nutzen. Zum einen wurde gezeigt,
dass die Verwaltungen nur wenig
zu verlieren haben, die traditionel-
le hierarchische Form der Einfluss-
nahme trägt nicht mehr. Zum an-
deren ist auch aus theoretischer
Perspektive zu konstatieren, dass
die Beziehungen zwischen zwei
Akteuren praktisch nie ein reines
Über-/Unterordnungsverhältnis
sind, sondern die in der Hierarchie
schlechter gestellten immer über
eigene Gestaltungsmöglichkeiten
verfügen.

Freiwillige Kooperationsformen
ermöglichen den Beteiligten, über
unterschiedliche Interessen zu
diskutieren und Kompromisse zu
finden, so dass ein unkooperati-
ves Verhalten der dezentralen Ein-
heiten weniger wahrscheinlich
wird. Die einzelnen Partner ent-
wickeln statt dessen ein gemein-

sames Interesse an effizienten
Wirkungen, Synergien werden ge-
nutzt.

Dies wird auch in der empirischen
Realität bestätigt. In der Praxis
finden sich solche freiwilligen

Kooperationsformen allerdings
noch relativ selten. Dafür gibt es
einen Hauptgrund. Es braucht eine
funktionierende Vertrauenskultur,
damit Kooperation im „Konzern
Stadt“ überhaupt möglich wird.
Vertrauen entsteht aber nicht über
Nacht. Sie bedarf eines engen,
regelmäßigen und operativ gere-
gelten Austausches. Soweit sich
Verwaltungsleitungen darüber
überhaupt im Klaren sind, ist das
Problem allerdings noch nicht
ganz gelöst. Störungen dieser
freiwilligen Kooperation gibt es
häufig (nicht nur) von seiten der
Politik, die auf den traditionellen
Formen der Einflussnahme behar-
ren will.

Zwar gibt es keine empirischen
Belege für die größere Effizienz
privater Rechtsformen (vgl. Na-
schold u. a. 1996, S. 25ff.), es
kann aber selbst unter den schwie-
rigen Bedingungen des „Konzerns
Stadt“ zu einer Förderung der
Wahrscheinlichkeit sachlich adä-
quater Wirkungen kommen. Dazu
bedarf es aber erheblicher An-

strengungen. Insbesondere muss
die Vertrauenskultur gefördert und
auf die traditionelle Form der hie-
rarchischen Einflussnahme ver-
zichtet werden.

In diesem Zusammenhang ist von
Bedeutung, dass die betriebswirt-
schaftliche und soziale Effizienz
von Lösungen im Zuge operativer
Dezentralisierung weitaus stärker
nachweisbar ist. Akteure aus Kom-
munen, die auf Ausgliederungen
eher verzichtet und sich statt des-
sen um die Implementation dezen-
traler Ressourcenverantwortung
bemüht haben, verfügen also in
der Regel über einen Vorsprung bei
der Realisierung sachlich adäqua-
ter Lösungen.
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1 So gibt es zwar (landesrechtliche) Be-
stimmungen, welche die Kommunen
verpflichten, ihre Eigengesellschaften
an politische Ziele zu binden, da die
Tätigkeit der Geschäftsführungen und
Vorstände aber durch das GmbH- und
das Aktiengesetz, die beide Bundesge-
setze sind, bestimmt wird, besitzen
zuerst genannte Bestimmungen für die
dezentralen Einheiten keine rechtliche
Relevanz.
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